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§ 1 Geltungsbereich, Form

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen (AEB) gelten fir alle Geschaftsbeziehungen
mit unseren Geschaftspartnern und Lieferanten (,Verkaufer®). Die AEB gelten nur, wenn der Verkaufer
Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts oder ein &ffentlich-rechtliches
Sondervermdgen ist.

(2) Die AEB gelten insbesondere fiir Vertrage tber den Verkauf und/oder die Lieferung beweglicher
Sachen (,Ware*), ohne Riicksicht darauf, ob der Verkaufer die Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern
einkauft (§§ 433, 650 BGB). Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AEB in der zum Zeitpunkt der
Bestellung des Kaufers glltigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als
Rahmenvereinbarung auch fir gleichartige kinftige Vertrage, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder
auf sie hinweisen mussten.

(3) Diese AEB gelten ausschlielllich. Abweichende, entgegenstehende oder erganzende Allgemeine
Geschaftsbedingungen des Verkaufers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer
Geltung ausdriicklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall,
beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen des
Verkaufers dessen Lieferungen vorbehaltlos annehmen.

(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Verkaufer (einschlieBlich
Nebenabreden, Erganzungen und Anderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen AEB. Fir den
Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw.
unsere schriftliche Bestatigung malRgebend.

(5) Rechtserhebliche Erklarungen und Anzeigen des Verkaufers in Bezug auf den Vertrag (z.B.
Fristsetzung, Mahnung, Rucktritt) sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-Mail,
Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zweifeln
Uber die Legitimation des Erklarenden bleiben unberthrt.

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne
eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AEB nicht
unmittelbar abgeéndert oder ausdricklich ausgeschlossen werden.

§ 2 Vertragsschluss

(1) Unsere Bestellung gilt friihestens mit schriftlicher Abgabe oder Bestdtigung als verbindlich. Auf
offensichtliche Irrtimer (z.B. Schreib- und Rechenfehler) und Unvollstdndigkeiten der Bestellung
einschliellich der Bestellunterlagen hat uns der Verkdufer zum Zwecke der Korrektur bzw.
Vervollstdndigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag als nicht geschlossen.

(2) Der Verkaufer ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist von 7 Tagen schriftlich zu
bestatigen oder insbesondere durch Versendung der Ware vorbehaltlos auszufiihren (Annahme). Eine
verspatete Annahme gilt als neues Angebot und bedarf der Annahme durch uns.

Die Erstellung von Angeboten ist flr uns kostenlos und unverbindlich.

§ 3 Lieferzeit und Lieferverzug

(1) Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. Wenn die Lieferzeit in der
Bestellung nicht angegeben und auch nicht anderweitig vereinbart wurde, betragt sie 7 Tagen ab
Vertragsschluss. Der Verkaufer ist verpflichtet, uns unverziiglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn
er vereinbarte Lieferzeiten — aus welchen Griinden auch immer — voraussichtlich nicht einhalten kann.

(2) Erbringt der Verkaufer seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der vereinbarten Lieferzeit oder
kommt er in Verzug, so bestimmen sich unsere Rechte — insbesondere auf Ricktritt und
Schadensersatz — nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Regelungen in Abs. 3 bleiben unberiihrt.



(3) Ist der Verkaufer in Verzug, kdnnen wir — neben weitergehenden gesetzlichen Ansprichen —
pauschalierten Ersatz unseres Verzugsschadens iHv 1% des Nettopreises pro vollendete
Kalenderwoche verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5% des Nettopreises der verspatet
gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein héherer Schaden entstanden ist. Dem
Verkaufer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass tberhaupt kein oder nur ein wesentlich geringerer
Schaden entstanden ist.

§ 4 Leistung, Lieferung, Gefahriibergang, Annahmeverzug

(1) Der Verkaufer ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht berechtigt, die von ihm
geschuldete Leistung durch Dritte (z.B. Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der Verkaufer tragt das
Beschaffungsrisiko fir seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist (z.B.
Beschrankung auf Vorrat).

(2) Die Lieferung erfolgt innerhalb Deutschlands ,frei Haus® an den in der Bestellung angegebenen Ort.
Ist der Bestimmungsort nicht angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an unseren
Geschéftssitz in Langen zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der Erfullungsort fir die
Lieferung und eine etwaige Nacherfillung (Bringschuld).

(3) Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Ausstellung und Versand), Inhalt der
Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) sowie unserer Bestellkennung (Datum und Nummer) beizulegen.
Fehlt der Lieferschein oder ist er unvollstandig, so haben wir hieraus resultierende Verzdgerungen der
Bearbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. Getrennt vom Lieferschein ist uns eine entsprechende
Versandanzeige mit dem gleichen Inhalt zuzusenden.

(4) Die Gefahr des zufalligen Untergangs und der zufalligen Verschlechterung der Sache geht mit
Ubergabe am Erfiillungsort auf uns Uber. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese fir den
Gefahriibergang maRgebend. Auch im Ubrigen gelten bei einer Abnahme die gesetzlichen Vorschriften
des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Ubergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn wir uns im
Annahmeverzug befinden.

(5) Fir den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen Vorschriften. Der Verkaufer muss
uns seine Leistung aber auch dann ausdricklich anbieten, wenn fiir eine Handlung oder Mitwirkung
unsererseits (z.B. Beistellung von Material) eine bestimmte oder bestimmbare Kalenderzeit vereinbart
ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der Verkaufer nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz
seiner Mehraufwendungen verlangen (§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom Verkaufer
herzustellende, unvertretbare Sache (Einzelanfertigung), so stehen dem Verkaufer weitergehende
Rechte nur zu, wenn wir uns zur Mitwirkung verpflichtet und das Unterbleiben der Mitwirkung zu
vertreten haben.

§ 5 Preise und Zahlungsbedingungen

(1) Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle Preise verstehen sich einschlieRlich
gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht gesondert ausgewiesen ist.

(2) Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schliet der Preis alle Leistungen und
Nebenleistungen des Verkaufers (z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (z.B.
ordnungsgemalfe Verpackung, Transportkosten einschlieBlich eventueller Transport- und
Haftpflichtversicherung) ein.

(3) Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen ab vollstadndiger Lieferung und Leistung
(einschliellich einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer ordnungsgemafen Rechnung zur
Zahlung fallig. Wenn wir Zahlung innerhalb von 14 Kalendertagen leisten, gewahrt uns der Verkaufer
3% Skonto auf den Nettobetrag der Rechnung. Bei Banklberweisung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt,
wenn unser Uberweisungsauftrag vor Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; fir
Verzdgerungen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken sind wir nicht verantwortlich.

(4) Wir schulden keine Falligkeitszinsen. Fir den Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Vorschriften.

(5) Aufrechnungs- und Zurlickbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfiillten Vertrages stehen
uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fallige Zahlungen zuriickzuhalten,
solange uns noch Anspriiche aus unvollstandigen oder mangelhaften Leistungen gegen den Verkaufer
zustehen.

(6) Der Verkdufer hat ein Aufrechnungs- oder Zuriickbehaltungsrecht nur wegen rechtskraftig
festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen.



§ 6 Geheimhaltung und Eigentumsvorbehalt

(1) An Abbildungen, Planen, Zeichnungen, Berechnungen, Ausfiihrungsanweisungen,
Produktbeschreibungen und sonstigen Unterlagen behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte vor.
Derartige Unterlagen sind ausschlieRlich fur die vertragliche Leistung zu verwenden und nach
Erledigung des Vertrags an uns zuriickzugeben. Gegeniiber Dritten sind die Unterlagen geheim zu
halten, und zwar auch nach Beendigung des Vertrags. Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst,
wenn und soweit das in den Uberlassenen Unterlagen enthaltene Wissen allgemein bekannt geworden
ist.

(2) Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend fiir Stoffe und Materialien (z.B. Software, Fertig- und
Halbfertigprodukte) sowie fiir Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Gegenstande, die wir dem
Verkaufer zur Herstellung beistellen. Derartige Gegensténde sind — solange sie nicht verarbeitet werden
— auf Kosten des Verkaufers gesondert zu verwahren und in angemessenem Umfang gegen Zerstérung
und Verlust zu versichern.

(3) Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiterverarbeitung) von beigestellten
Gegenstanden durch den Verkaufer wird fuir uns vorgenommen. Das gleiche gilt bei Weiterverarbeitung
der gelieferten Ware durch uns, so dass wir als Hersteller gelten und spatestens mit der
Weiterverarbeitung nach MaRgabe der gesetzlichen Vorschriften Eigentum am Produkt erwerben.

(4) Die Ubereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Riicksicht auf die Zahlung des Preises
zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot des
Verkaufers auf Ubereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des Verkaufers spatestens mit
Kaufpreiszahlung fur die gelieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsgemafRen Geschéaftsgang auch vor
Kaufpreiszahlung zur Weiterveraufierung der Ware unter Vorausabtretung der hieraus entstehenden
Forderung ermachtigt (hilfsweise Geltung des einfachen und auf den Weiterverkauf verlangerten
Eigentumsvorbehalts). Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen des
Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete und der auf die
Weiterverarbeitung verlangerte Eigentumsvorbehalt.

§ 7 Mangelhafte Lieferung

(1) Far unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmangeln der Ware (einschlieRlich Falsch- und
Minderlieferung sowie unsachgemalRer Montage, mangelhafter Montage-, Betriebs- oder
Bedienungsanleitung) und bei sonstigen Pflichtverletzungen durch den Verkaufer gelten die
gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(2) Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Verkaufer insbesondere dafir, dass die Ware bei
Gefahriibergang auf uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung (iber die Beschaffenheit
gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die — insbesondere durch Bezeichnung oder
Bezugnahme in unserer Bestellung — Gegenstand des jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise
wie diese AEB in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die
Produktbeschreibung von uns, vom Verkaufer oder vom Hersteller stammt.

(3) Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Mangelanspriiche uneingeschrankt auch dann
zu, wenn uns der Mangel bei Vertragsschluss infolge grober Fahrlassigkeit unbekannt geblieben ist.

(4) FUr die kaufmannische Untersuchungs- und Rugepflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften
(§§ 377, 381 HGB) mit folgender MalRgabe: Unsere Untersuchungspflicht beschrankt sich auf Mangel,
die bei unserer Wareneingangskontrolle unter &uBerlicher Begutachtung einschliellich der
Lieferpapiere offen zu Tage treten (z.B. Transportbeschadigungen, Falsch- und Minderlieferung)
oder bei unserer Qualitatskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme
vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im Ubrigen kommt es darauf an, inwieweit eine
Untersuchung unter Berilcksichtigung der Umstande des Einzelfalls nach ordnungsgemalem
Geschaftsgang tunlich ist. Unsere Rugepflicht fiir spater entdeckte Mangel bleibt unberihrt.
Unbeschadet unserer Untersuchungspflicht gilt unsere Riige (Mangelanzeige) jedenfalls dann als
unverzuglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 7 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei
offensichtlichen Mangeln, ab Lieferung abgesendet wird.

(5) Zur Nacherfillung gehort auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, sofern
die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemaf in eine andere Sache eingebaut oder an eine
andere Sache angebracht wurde; unser gesetzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechender
Aufwendungen bleibt unbertihrt.


Nela
Dies hängt mit einem Urteil aus dem Jahr 2018 zusammen. In Andreas AEB ist dies nicht aktualisiert.


Die zum Zwecke der Prifung und Nacherfillung erforderlichen Aufwendungen tragt der Verkaufer auch
dann, wenn sich herausstellt, dass tatsachlich kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei
unberechtigtem Mangelbeseitigungsverlangen bleibt unberiihrt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn
wir erkannt oder grob fahrlassig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag.

(6) Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in Abs. 5 gilt: Kommt der Verkaufer
seiner Verpflichtung zur Nacherflllung — nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) — innerhalb einer
von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so kdnnen wir den Mangel selbst beseitigen und
vom Verkaufer Ersatz der hierfiir erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss
verlangen. Ist die Nacherfillung durch den Verkaufer fehlgeschlagen oder fir uns unzumutbar (z.B.
wegen besonderer Dringlichkeit, Gefahrdung der Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt
unverhaltnismaRiger Schaden) bedarf es keiner Fristsetzung; von derartigen Umstanden werden wir
den Verkaufer unverziglich, nach Méglichkeit vorher, unterrichten.

(7) Im Ubrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den gesetzlichen Vorschriften zur
Minderung des Kaufpreises oder zum Riicktritt vom Vertrag berechtigt. AuRerdem haben wir nach den
gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz.

§ 8 Lieferantenregress

(1) Unsere gesetzlich bestimmten Regressanspriiche innerhalb einer Lieferkette (Lieferantenregress
gemaln §§ 445a, 445b, 478 BGB) stehen uns neben den Mangelanspriichen uneingeschrankt zu. Wir
sind insbesondere berechtigt, genau die Art der Nacherfillung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung)
vom Verkaufer zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im Einzelfall schulden. Unser gesetzliches
Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht eingeschrankt.

(2) Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangelanspruch (einschlieRlich
Aufwendungsersatz gemal §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 BGB) anerkennen oder erfiillen, werden
wir den Verkaufer benachrichtigen und unter kurzer Darlegung des Sachverhalts um schriftliche
Stellungnahme bitten. Erfolgt eine substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb angemessener Frist
und wird auch keine einvernehmliche L6sung herbeigefiihrt, so gilt der von uns tatsachlich gewahrte
Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem Verkaufer obliegt in diesem Fall der
Gegenbeweis.

(3) Unsere Anspriiche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die mangelhafte Ware durch uns
oder einen anderen Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Produkt, weiterverarbeitet wurde.

§ 9 Produzentenhaftung

(1) Ist der Verkaufer fur einen Produktschaden verantwortlich, hat er uns insoweit von Anspriichen
Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist und er
im Auf3enverhaltnis selbst haftet.

(2) Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Verkaufer Aufwendungen gem. §§ 683, 670
BGB zu erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter einschlieRlich
von uns durchgefihrter Rickrufaktionen ergeben. Uber Inhalt und Umfang von Riickrufmafnahmen
werden wir den Verkaufer — soweit moglich und zumutbar — unterrichten und ihm Gelegenheit zur
Stellungnahme geben. Weitergehende gesetzliche Anspriiche bleiben unberiihrt.

(3) Der Verkaufer hat eine Produkthaftpflichtversicherung mit einer pauschalen Deckungssumme von
mindestens 10 Mio EUR pro Personen-/Sachschaden abzuschlieen und zu unterhalten.


Nela
Ebenfalls bei Andreas nicht aktualisiert.


§ 10 Verjahrung

(1) Die wechselseitigen Anspriiche der Vertragsparteien verjahren nach den gesetzlichen Vorschriften,
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(2) Abweichend von §438 Abs.1 Nr.3 BGB betragt die allgemeine Verjahrungsfrist fir
Mangelanspriiche 3 Jahre ab Gefahriibergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die
Verjahrung mit der Abnahme. Die 3-jahrige Verjahrungsfrist gilt entsprechend auch fiir Anspriiche aus
Rechtsmangeln, wobei die gesetzliche Verjahrungsfrist fir dingliche Herausgabeanspriiche Dritter
(§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unbertihrt bleibt; Anspriiche aus Rechtsmangeln verjahren darlber hinaus in
keinem Fall, solange der Dritte das Recht — insbesondere mangels Verjahrung — noch gegen uns
geltend machen kann.

(3) Die Verjahrungsfristen des Kaufrechts einschlief3lich vorstehender Verlangerung gelten — im
gesetzlichen Umfang — fur alle vertraglichen Mangelanspriiche. Soweit uns wegen eines Mangels auch
auBervertragliche Schadensersatzanspriiche zustehen, gilt hierfir die regelmafiige gesetzliche
Verjahrung (§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjahrungsfristen des Kaufrechts im
Einzelfall zu einer langeren Verjahrungsfrist fihrt.

§ 11 Rechtswahl und Gerichtsstand

(1) Fir diese AEB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Verkaufer gilt das Recht der
Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-
Kaufrechts.

(2) Ist der Verkaufer Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische Person des 6ffentlichen Rechts
oder ein offentlich-rechtliches Sondervermdgen, ist ausschlieRlicher — auch internationaler —
Gerichtsstand fir alle sich aus dem Vertragsverhaltnis ergebenden Streitigkeiten unser Geschéftssitz
in Geestland Entsprechendes gilt, wenn der Verkaufer Unternehmer iSv § 14 BGB ist. Wir sind jedoch
in allen Fallen auch berechtigt, Klage am Erfillungsort der Lieferverpflichtung gemaR diesen AEB bzw.
einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand des Verkdufers zu erheben.
Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu ausschlielllichen Zustandigkeiten, bleiben
unberuhrt.





